
Gesellschaftsvertrag 

 der 

 Stadtbahn Planungs- und Baugesellschaft mbH  

 

 

§ 1 

Firma und Sitz der Gesellschaft 

(1) Die Firma der Gesellschaft lautet: 

 Stadtbahn Planungs- und Baugesellschaft mbH  

(2) Der Sitz der Gesellschaft ist Kiel. 

 

§ 2 

Zweck und Gegenstand des Unternehmens 

(1) Zweck des Unternehmens ist es im Zusammenhang mit der Einführung eines neuen 

Stadtbahn-Systems in der Landeshauptstadt Kiel als Vorhabenträger aufzutreten. 

(2) Gegenstand der Gesellschaft ist die Realisierung des Gesamtsystems sowie ver-

wandte Geschäfte. Dies beinhaltet neben der Planung auch den Bau des Systems 

bzw. Teile davon.  

(3) Zur Erreichung des Gesellschaftszwecks darf die Gesellschaft sich auf allen Gebieten 

betätigen, die mit dem Gegenstand des Unternehmens in unmittelbarem Zusammen-

hang stehen. Sie kann sich an anderen Unternehmen beteiligen, sich zur Erfüllung 

ihrer Aufgaben Dritter bedienen und Zweigniederlassungen errichten. 

 

§ 3 

Geschäftsjahr und Dauer der Gesellschaft 

(1) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. Das erste Geschäftsjahr der Gesellschaft be-

ginnt mit der Eintragung der Gesellschaft und ist ein Rumpfgeschäftsjahr. 

(2) Die Gesellschaft ist auf unbestimmte Zeit errichtet. 

 

§ 4 

Stammkapital, Stammeinlagen 

(1) Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt 25.000,00 Euro. 

(2) Das Stammkapital wird vollständig von der Landeshauptstadt Kiel erbracht. 
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§ 5 

Organe der Gesellschaft 

Die Organe der Gesellschaft sind 

1. die Gesellschafterversammlung, 

2. der Aufsichtsrat und 

3. die Geschäftsführung. 

 

§ 6 

Gesellschafterversammlung 

(1) Die Gesellschafterversammlung wird in den gesetzlich vorgeschriebenen Fällen oder 

wenn es die Geschäftslage erfordert einberufen. Die Einberufung erfolgt durch die 

Geschäftsführung oder auf Beschluss des Aufsichtsrats durch dessen Vorsitzende*n 

und wird von ihr bzw. ihm geleitet. Die Gesellschafterversammlung tagt mindestens 

einmal im Geschäftsjahr. Ferner kann jeder Gesellschafter unter Angabe des Zwecks 

und der Gründe verlangen, dass unverzüglich die Gesellschafterversammlung einbe-

rufen wird.  

(2) Zu einer Gesellschafterversammlung sind die Gesellschafter mit einer Frist von zwei 

Wochen schriftlich oder auf elektronischem Wege unter Nennung des Tagungsorts, 

der Tagungszeit, der Tagesordnung und der Tagungsunterlagen zu laden. In dringen-

den Fällen kann die Frist durch die bzw. den Vorsitzende*n des Aufsichtsrates aus-

nahmsweise auf bis zu sieben Kalendertage abgekürzt werden. 

(3) Die Gesellschafterversammlung kann als Videokonferenz durchgeführt werden, wenn 

kein Gesellschafter dem widerspricht. Die Durchführungsform ist in der Einladung be-

kanntzugeben. Ein Widerspruch muss spätestens eine Woche vor dem Sitzungster-

min gegenüber der bzw. dem Vorsitzende*n des Aufsichtsrates in Textform (z. B. per 

E-Mail) erfolgen. Bei Gesellschafterversammlungen, zu denen unter Verkürzung der 

Ladungsfrist eingeladen wird, verkürzt sich die Widerspruchsfrist auf drei Kalender-

tage. 

(4) Über jede Gesellschafterversammlung ist eine Niederschrift zu fertigen, die von den 

Gesellschaftern bzw. von deren Vertreter*in zu unterzeichnen ist. In der Niederschrift 

sind der Ort und der Tag der Versammlung, die Teilnehmenden, die Gegenstände 

der Versammlung und die Gesellschafterbeschlüsse aufzunehmen. Den Gesellschaf-

tern ist eine Abschrift der Niederschrift unverzüglich zuzuleiten. 

(5) Der Abhaltung einer Versammlung bedarf es nicht, wenn sich sämtliche Gesellschaf-

ter in Textform (z. B. per E-Mail) mit der zu treffenden Bestimmung oder mit der 

schriftlichen Abgabe der Stimmen einverstanden erklären. Die Pflicht zur Fertigung 

einer Niederschrift bleibt hiervon unberührt. 
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(6) Die Landeshauptstadt Kiel wird in der Gesellschafterversammlung und bei Gesell-

schafterbeschlüssen durch ihre gesetzliche Vertretung vertreten, sofern sie nichts Ab-

weichendes bestimmt. Die Landeshauptstadt Kiel teilt die Namen einer bestellten 

Vertretung der Geschäftsführung schriftlich mit. Die Bestellung erfolgt bis auf Wider-

ruf. Falls die Landeshauptstadt Kiel nicht durch ihre jeweilige gesetzliche Vertretung 

in der Gesellschafterversammlung vertreten wird, ist dieser das Recht einzuräumen, 

an den Sitzungen der Gesellschafterversammlung teilzunehmen. Ferner ist sie über 

die Vorbereitung und die Fassung von Beschlüssen außerhalb von Gesellschafter-

versammlungen unverzüglich zu unterrichten. 

 

§ 7 

Aufgaben der Gesellschafterversammlung 

(1) Die Gesellschafterversammlung beschließt in den Angelegenheiten der Gesellschaft. 

Die Gesellschafterversammlung ist beschlussfähig, wenn sie ordnungsgemäß einbe-

rufen worden ist und ein oder mehrere Gesellschafter anwesend oder vertreten sind, 

der oder die insgesamt die Hälfte des stimmberechtigten Stammkapitals hält oder 

halten. 

(2) Die Gesellschafterversammlung beschließt 

1. mit mindestens drei Vierteln der abgegebenen Stimmen  

a) über eine Änderung des Gesellschaftsvertrags, 

b) über die Übernahme neuer Aufgaben von besonderer Bedeutung im Rahmen 

des Unternehmensgegenstandes, 

c) über die unmittelbare oder mittelbare Gründung, Übernahme von oder die Be-

teiligung an Unternehmen sowie über die Erhöhung oder die Veräußerung 

von Anteilen an diesen, 

d) über die Errichtung, Aufhebung, Veräußerung oder Verpachtung von Zweig-

niederlassungen oder Zweigbetrieben, 

e) über eine Umwandlung oder eine Umstrukturierung der Gesellschaft, insbe-

sondere über eine Verschmelzung, eine Spaltung, eine Vermögensübertra-

gung oder einen Formwechsel sowie über den Abschluss und die Änderung 

von Unternehmensverträgen im Sinne der §§ 291 und 292 des Aktengesetzes 

und 

f) über die Auflösung der Gesellschaft sowie über die Ernennung und die Abbe-

rufung von Liquidatoren, ferner 

2. mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen über alle Angelegenheiten, für die 

nicht aufgrund zwingender gesetzlicher Vorschriften oder nach diesem Gesell-

schaftsvertrag andere Organe zuständig sind, insbesondere 
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a) über Angelegenheiten von besonderer Bedeutung, die der Gesellschafterver-

sammlung vom Aufsichtsrat oder von der Geschäftsführung zur Entscheidung 

vorgelegt werden, 

b) über die Bestellung und die Abberufung der Mitglieder des Aufsichtsrats sowie 

der Ersatzmitglieder, soweit diese nicht von der kommunalen Gesellschafterin 

entsandt werden, 

c) über die Festsetzung der Aufwandsentschädigung für die Mitglieder des Auf-

sichtsrats, 

d) über die Entlastung des Aufsichtsrats, 

e) über die Bestellung und die Abberufung von Geschäftsführer*innen sowie 

über die Entlastung derselben, ferner über den Abschluss, die Änderung und 

die Beendigung von deren Anstellungsverträgen, 

f) über die Beschränkung der Vertretungsbefugnis der Geschäftsführung, sowie 

über Weisungen an dieselbe, 

g) über die Bestellung von Prokuristen und von Handlungsbevollmächtigten zum 

gesamten Geschäftsbetrieb, 

h) über die Feststellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts sowie 

über die Verwendung des Ergebnisses, 

i) über die Bestellung des bzw. der Abschlussprüfer*in bzw. der Vorschlag 

hierzu, soweit die Beauftragung durch den Landesrechnungshof erfolgen soll 

oder muss, 

j) über die Geltendmachung von Ersatzansprüchen, welche der Gesellschaft 

aus der Gründung oder Geschäftsführung gegen die Geschäftsführung, ge-

gen Mitglieder des Aufsichtsrats oder gegen Gesellschafter zustehen, sowie 

über die Vertretung der Gesellschaft in Prozessen, welche sie gegen Mitglie-

der der Geschäftsführung zu führen hat. 

k) über den Wirtschaftsplan und die fünfjährige Finanzplanung einschließlich der 

Nachträge, 

l) über Verfügungen über Gesellschaftsvermögen, welche nicht aufgrund der 

Wirtschafts- und Finanzplanung erfolgen und welche aufgrund des jeweiligen 

Wertes nach den Regelungen der Geschäftsordnung für die Geschäftsführung 

neben der Zustimmung des Aufsichtsrates auch die der Gesellschafter erfor-

dern, insbesondere 

 über die Aufnahme von Darlehen sowie über die Gewährung von Bürg-

schaften und Garantien durch die Gesellschaft, 

 über den Erwerb, die Veräußerung oder Belastung von Grundstücken oder 

grundstücksgleichen Rechten, 

 über den Verzicht auf Forderungen oder über Schenkungen. 
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(3) Die Gesellschafterversammlung kann mit einer Mehrheit der abgegebenen Stimmen 

eine fehlende Zustimmung des Aufsichtsrats ersetzen oder innerhalb einer Frist von 

einer Woche mit einer Mehrheit von drei Vierteln der abgegebenen Stimmen eine 

vom Aufsichtsrat erteilte Zustimmung entziehen und selbst in der Angelegenheit be-

schließen. 

 

(4) Jeder Euro eines Geschäftsanteils gewährt eine Stimme. 

 

§ 8 

Aufsichtsrat 

(1) Der Aufsichtsrat besteht aus sechs Mitgliedern. Für jedes Mitglied ist ein Ersatzmit-

glied zu entsenden. Das Ersatzmitglied wird Mitglied des Aufsichtsrats, wenn das Mit-

glied vor Ablauf seiner Amtszeit ausscheidet. 

(2) Die Landeshauptstadt Kiel ist berechtigt, durch ihre Organe, die Mitglieder in den Auf-

sichtsrat zu entsenden. Ferner bekundet sie, dass sie die Entsendung ihres bzw. ih-

rer Oberbürgermeister*in als zweckmäßig erachtet. 

(3) Die Landeshauptstadt Kiel ist berechtigt, den von ihr entsandten Mitgliedern des Auf-

sichtsrats Weisungen bezüglich der Steuerung des Unternehmens zur Erreichung 

strategischer Ziele zu erteilen. 

(4) Die von der Landeshauptstadt Kiel entsandten Mitglieder des Aufsichtsrats sind be-

rechtigt, 

1. bei ihrer Tätigkeit das Interesse der kommunalen Gesellschafterin zu verfolgen, 

dies insbesondere im Hinblick auf die Erfüllung des öffentlichen Zwecks durch 

die Gesellschaft, und 

2. den Organen der kommunalen Gesellschafterin Auskünfte zu erteilen; die 

§§ 394 und 395 des Aktiengesetzes gelten entsprechend. 

(5) Ein Aufsichtsratsmitglied darf nicht gleichzeitig Mitglied der Geschäftsführung, Proku-

rist oder zum gesamten Geschäftsbetrieb ermächtigter Handlungsbevollmächtigter 

sein. 

(6) Die Amtsdauer der Mitglieder des Aufsichtsrates endet mit Ablauf der Gesellschafter-

versammlung, die über die Entlastung für das letzte Geschäftsjahr vor Ende der je-

weils laufenden Legislaturperiode der Ratsversammlung der Landeshauptstadt Kiel 

entscheidet. Das Amt des Ersatzmitgliedes erlischt mit dem Ablauf der Amtszeit des 

ausgeschiedenen Mitgliedes. Der alte Aufsichtsrat führt seine Geschäfte bis zur Bil-

dung des neuen Aufsichtsrates weiter. 

(7) Für Mitglieder des Aufsichtsrates, die zum Entsendungszeitpunkt Mitglieder der Rats-

versammlung bzw. bei der Landeshauptstadt Kiel beschäftigt waren, endet die Amts-

zeit über die vorstehende Regelung hinaus bereits mit dem vorzeitigen Ausscheiden 

aus der Ratsversammlung bzw. aus der Stadtverwaltung. 
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(8) Jedes Mitglied des Aufsichtsrats kann sein Mandat unter Einhaltung einer Frist von 

einem Monat durch schriftliche Erklärung gegenüber der Geschäftsführung niederle-

gen. Die Gesellschaft kann im Einvernehmen mit dem oder der Zurücktretenden auf 

die Frist verzichten. Die Landeshauptstadt Kiel kann die von ihr entsandten Aufsichts-

räte jederzeit und ohne Nennung von Gründen abberufen. 

(9) Der Aufsichtsrat wählt aus seiner Mitte eine*n Vorsitzende*n sowie deren oder des-

sen Stellvertretung. Die oder der Aufsichtsratsvorsitzende koordiniert die Arbeit des 

Aufsichtsrats, leitet dessen Sitzungen und ist erste*r Ansprechpartner*in der Ge-

schäftsführung. Der Aufsichtsrat kann sich im Rahmen der im Gesellschaftsvertrag 

festgelegten Aufgaben und Befugnisse eine Geschäftsordnung geben. 

 

§ 9 

Einberufung des Aufsichtsrats 

(1) Der Aufsichtsrat wird durch die bzw. den Vorsitzende*n schriftlich oder auf elektroni-

schem Wege einberufen, so oft es die Geschäfte erfordern, mindestens jedoch zwei-

mal jährlich. Die Ladung hat mit einer Frist von zwei Wochen zu erfolgen. Tagungs-

ort, Tagungszeit und Tagesordnung sind in der Ladung mitzuteilen. Sitzungsunterla-

gen für den Aufsichtsrat, die von der Geschäftsführung vorbereitet werden, sollen 14 

Tage vor Sitzungsbeginn den Aufsichtsratsmitgliedern und dem Eigenbetrieb Beteili-

gungen der Landeshauptstadt Kiel vorliegen oder zugänglich gemacht werden. Nur in 

begründeten Einzelfällen sollen Beschlüsse auf der Grundlage nachversandter oder 

als Tischvorlage verteilter Beschlussvorlagen gefasst werden. Tagesordnungspunkte, 

zu denen Unterlagen nicht fristgemäß und vollständig vorliegen, können nur mit der 

Zustimmung der Mehrheit aller teilnehmenden Aufsichtsratsmitglieder beraten und 

beschlossen werden.  

(2)  In dringenden Fällen kann die Frist durch die bzw. denn Vorsitzende*n des Auf-

sichtsrates auf bis zu sieben Kalendertage verkürzt werden. Ferner kann jedes Auf-

sichtsratsmitglied oder die Geschäftsführung unter Angabe des Zwecks und der 

Gründe verlangen, dass die bzw. der Vorsitzende des Aufsichtsrats diesen unverzüg-

lich einberuft. Die Sitzung muss in diesem Fall binnen zwei Wochen nach der Einbe-

rufung stattfinden. 

(3) Über die Sitzungen des Aufsichtsrats ist eine Niederschrift anzufertigen, welche die 

bzw. der Vorsitzende des Aufsichtsrats zu unterzeichnen hat. In der Niederschrift sind 

der Ort und der Tag der Sitzung, die Teilnehmenden, die Gegenstände der Tages-

ordnung, der wesentliche Inhalt der Verhandlungen und die Beschlüsse und Empfeh-

lungen des Aufsichtsrats anzugeben. Ein Verstoß gegen Satz 1 oder Satz 2 macht 

einen Beschluss nicht unwirksam. Jedem Mitglied des Aufsichtsrats ist auf Verlangen 

eine Abschrift der Sitzungsniederschrift auszuhändigen. Eine Kopie der Niederschrift 

ist dem Eigenbetrieb Beteiligungen der Landeshauptstadt Kiel zuzuleiten.  
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(4) Die Geschäftsführung nimmt an den Sitzungen des Aufsichtsrates mit beratender 

Stimme teil. Sachverständige und Auskunftspersonen können zur Beratung über ein-

zelne Gegenstände hinzugezogen werden. 

 

§ 10 
Aufgaben des Aufsichtsrats 

(1) Der Aufsichtsrat hat die Geschäftsführung zu überwachen. Gegenstand der Überwa-

chung ist die Ordnungsmäßigkeit, die Zweckmäßigkeit und die Wirtschaftlichkeit der 

Geschäftsführung. Zu diesem Zweck kann der Aufsichtsrat insbesondere die Bücher 

und Schriften der Gesellschaft sowie die Vermögensgegenstände einsehen und prü-

fen. Ferner kann der Aufsichtsrat von der Geschäftsführung jederzeit einen Bericht 

verlangen über Angelegenheiten der Gesellschaft, über ihre rechtlichen und ge-

schäftlichen Beziehungen zu verbundenen Unternehmen sowie über geschäftliche 

Vorgänge bei diesen Unternehmen, die auf die Lage der Gesellschaft von erhebli-

chem Einfluss sein können. Auch ein einzelnes Mitglied kann einen solchen Bericht, 

jedoch nur an den Aufsichtsrat, verlangen. Der Aufsichtsrat besitzt ein uneinge-

schränktes Auskunftsrecht. 

(2) Der Aufsichtsrat berät die Geschäftsführung und die Gesellschafterversammlung. Er 

wirkt insbesondere bei der Einführung und Fortentwicklung eines Berichtswesens so-

wie eines Überwachungssystems zur Früherkennung von dem Fortbestand der Ge-

sellschaft gefährdenden Entwicklungen (Risikomanagement) mit. 

(3) Der Aufsichtsrat vertritt die Gesellschaft gegenüber der Geschäftsführung gerichtlich 

und außergerichtlich. 

(4) Der Aufsichtsrat unterbreitet der Gesellschafterversammlung einen Vorschlag für die 

Auswahl eines Abschlussprüfers. 

(5) Der Aufsichtsrat prüft den Jahresabschluss und den Lagebericht sowie den Vor-

schlag der Geschäftsführung über die Verwendung des Bilanzgewinnes und berichtet 

hierüber der Gesellschafterversammlung. In dem Bericht hat der Aufsichtsrat auch 

mitzuteilen, in welcher Art und in welchem Umfang er die Geschäftsführung der Ge-

sellschaft während des Geschäftsjahrs geprüft hat. Der Aufsichtsrat hat ferner zu 

dem Ergebnis der Prüfung des Jahresabschlusses durch die Abschlussprüferin oder 

durch den Abschlussprüfer Stellung zu nehmen. Am Schluss des Berichts hat der 

Aufsichtsrat zu erklären, ob nach dem abschließenden Ergebnis seiner Prüfung Ein-

wendungen zu erheben sind und ob er den von der Geschäftsführung aufgestellten 

Jahresabschluss billigt. 

(6) Folgende Maßnahmen dürfen nur mit vorheriger Zustimmung des Aufsichtsrates vor-

genommen werden: 

a. Beschlussfassung über den Wirtschaftsplan, Änderung des Wirtschaftsplanes   

b. Investitionen, deren Kosten eine vom Aufsichtsrat beschlossene Grenze über-

steigen 
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c. Abschluss von Miet-, Pacht- und Leasingverträgen, deren Kosten eine vom 

Aufsichtsrat beschlossene Grenze übersteigen  

d. Vergabe von Lieferungen und Leistungen, wenn die Auftragssumme eine vom 

Aufsichtsrat beschlossene Grenze übersteigen 

e. Erteilung von Prokura und Handlungsvollmachten für den gesamten Ge-

schäftsbetrieb   

f. Aufnahme von Anleihen oder Krediten sowie die Übernahme von Bürgschaf-

ten, Garantien oder sonstigen Gewährleistungen 

g. Abschluss, Änderung, Aufhebung oder Kündigung der Anstellungsverträge mit 

der Geschäftsführung 

h. über die Stimmabgabe in Gesellschafterversammlungen von Beteiligungsge-

sellschaften 

i. Angelegenheiten von grundlegender Bedeutung für die Gesellschaft 

j. Erstellung einer Geschäftsanweisung für die Geschäftsführung 

(7) Der Aufsichtsrat kann weitere Angelegenheiten bestimmen oder Wertgrenzen für An-

gelegenheiten festlegen, die nur mit Zustimmung des Aufsichtsrates vorgenommen 

werden dürfen. Er kann eine Geschäftsordnung für die Geschäftsführung erlassen.  

(8) Sofern zustimmungspflichtige Geschäfte keinen Aufschub dulden, darf die Geschäfts-

führung mit Zustimmung der bzw. des Vorsitzenden des Aufsichtsrates handeln. Sie 

hat dem Aufsichtsrat unverzüglich die Gründe für die Eilentscheidung und die Art der 

Erledigung mitzuteilen.  

 

 

§ 11 

Beschlussfassung des Aufsichtsrats 

(1) Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn er ordnungsgemäß einberufen worden ist 

und mehr als die Hälfte seiner Mitglieder anwesend sind. Im Falle einer telekommuni-

kativen (fernmündlich oder per Videokonferenz) Beschlussfassung sind die Mitglieder 

anwesend, wenn sie zugeschaltet sind.  

(2) Die Sitzung kann als Videokonferenz bzw. in hybrider Form durchgeführt werden, 

wenn kein Mitglied des Aufsichtsrates widerspricht. Die Durchführungsform ist in der 

Einladung bekanntzugeben. Ein Widersprich muss spätestens eine Woche vor dem 

Sitzungstermin gegenüber dem oder der Vorsitzenden schriftlich oder in elektroni-

scher Form erfolgen. Im Falle von Sitzungen, zu denen unter Verkürzung der La-

dungsfrist eingeladen wird, verkürzt sich die Widerspruchsfrist auf drei Kalendertage. 
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(3) Abwesende Aufsichtsratsmitglieder können an Abstimmungen des Aufsichtsrates 

dadurch teilnehmen, dass sie durch andere Aufsichtsratsmitglieder oder durch schrift-

lich ermächtigte Dritte ihre schriftliche Stimmabgabe zu einzelnen Punkten der Ta-

gesordnung der bzw. dem Vorsitzenden überreichen bzw. überreichen lassen.  

(4) In Einzelfällen kann die bzw. der Vorsitzende von einer Sitzung absehen, wenn kein 

stimmberechtigtes Mitglied des Aufsichtsrates widerspricht. In diesen Fällen erfolgt 

die Abstimmung im schriftlichen Verfahren; zulässig sind auch vergleichbare digitale 

Kommunikationsmittel. Die bzw. der Vorsitzende entscheidet über eine angemessene 

Rücklauffrist. Über die so erfolgte Beschlussfassung ist eine Niederschrift anzuferti-

gen. 

(5) Im Rahmen von Abstimmungen gelten Stimmenthaltungen als nicht abgegeben, das 

gleiche gilt im Falle schriftlicher Abstimmung bei Abgabe ungültiger oder unbeschrie-

bener Stimmzettel. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme der bzw. des Vorsitzenden 

bzw. im Vertretungsfall die der Stellvertretung den Ausschlag. Bei Stimmgleichheit in 

Abwesenheit der bzw. Vorsitzenden sowie der Stellvertretung gilt ein Antrag als ab-

gelehnt. 

 

§ 12 

Geschäftsführung 

Die Gesellschaft hat eine*n Geschäftsführer*in oder mehrere (Geschäftsführung). Die 

Geschäftsführung wird bei der erstmaligen Bestellung auf höchstens fünf Jahre bestellt. 

Eine erneute befristete Bestellung ist zulässig. 

 

 

 

§ 13 

Aufgaben der Geschäftsführung 

(1) Die Geschäftsführung ist verantwortlich für die laufende Aufgabenerledigung. Sie 

führt die Geschäfte der Gesellschaft nach Maßgabe der Gesetze, dieses Gesell-

schaftsvertrags, etwaiger Geschäftsanweisungen sowie der Gesellschafter- und Auf-

sichtsratsbeschlüsse. Die Geschäftsführung hat bei der Ausübung ihrer Tätigkeit die 

Sorgfaltspflichten einer ordentlichen und gewissenhaften Geschäftsleitung zu beach-

ten. Sie ist zur vertrauensvollen Zusammenarbeit mit allen Organen der Gesellschaft 

zum Wohle der Gesellschaft verpflichtet. Bei ihren Entscheidungen sollen sie sich 

auch an den gesamtstädtischen Interessen orientieren und damit der öffentlichen 

Verantwortung eines kommunalen Unternehmens Rechnung tragen.  

(2) Die Geschäftsführung vertritt die Gesellschaft gerichtlich und außergerichtlich. Be-

steht die Geschäftsführung aus mehreren Personen, so vertreten die Gesellschaft 
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zwei Mitglieder der Geschäftsführung gemeinschaftlich oder ein Mitglied der Ge-

schäftsführung gemeinschaftlich mit einem Prokuristen bzw. einer Prokuristin. Die 

Gesellschafterversammlung kann einem oder mehreren Personen aus der Ge-

schäftsführung Einzelvertretungsbefugnis übertragen und die erteilte Vertretungsbe-

fugnis jederzeit ändern  

(3) Die Mitglieder der Geschäftsführung können für Rechtsgeschäfte mit der Gesellschaft 

von den Beschränkungen des § 181 BGB befreit werden.  

(4) Die Geschäftsführung stellt für jedes Jahr einen Wirtschaftsplan und eine fünfjährige 

Finanzplanung nach Maßgabe des § 15 auf. 

(5) Die Geschäftsführung hat dem Aufsichtsrat entsprechend § 90 Aktiengesetz über die 

Angelegenheiten der Gesellschaft regelmäßig unterjährig zu berichten. Die Ge-

schäftsführung berichtet der Gesellschafterversammlung, der Vorsitzenden oder dem 

Vorsitzenden des Aufsichtsrats und der Beteiligungsverwaltung der kommunalen Ge-

sellschafterin schriftlich jeweils einen Monat nach Quartalsende über den Stand der 

Leistungserfüllung und über etwaige absehbare Abweichungen der Ergebnisse vom 

Wirtschaftsplan sowie nach Maßgabe des Berichtswesens. Erhebliche Abweichungen 

sind der Gesellschafterversammlung, der Vorsitzenden oder dem Vorsitzendem des 

Aufsichtsrats und der Beteiligungsverwaltung unverzüglich mitzuteilen.  

(6) Die Geschäftsführung hat jedem Gesellschafter auf Verlangen unverzüglich Auskunft 

über die Angelegenheiten der Gesellschaft zu geben und die Einsicht der Bücher und 

Schriften zu gestatten. Sie ist zur Zusammenarbeit sowohl mit der Beteiligungsver-

waltung als auch mit der fachlich zuständigen Organisationseinheit der kommunalen 

Gesellschafterin verpflichtet. 

(7) Die Geschäftsführung stellt den Jahresabschluss und den Lagebericht nach Maß-

gabe des § 15 auf.   

 

 

§ 14 

Rechte und Aufgaben der Beteiligungsverwaltung 

Der Eigenbetrieb Beteiligungen der Landeshauptstadt Kiel darf sich, soweit andere 

Rechtsvorschriften nicht entgegenstehen, jederzeit über Angelegenheiten der Gesell-

schaft informieren, an deren Sitzungen teilnehmen und Unterlagen einsehen. Ihm wird 

das Recht eingeräumt, an den Sitzungen des Aufsichtsrates mit beratender Stimme teil-

zunehmen. 
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§ 15 

Wirtschaftsplan, fünfjährige Finanzplanung 

Der Wirtschaftsplan ist in sinngemäßer Anwendung der Vorschriften der Eigenbetriebs-

verordnung des Landes Schleswig-Holstein, bestehend insbesondere aus einer Plan-

Gewinn- und Verlustrechnung, einem Stellenplan sowie einer fünfjährigen Finanz-, Er-

folgs- und Liquiditätsplanung, aufzustellen. In dem Wirtschaftsplan sind die geplante 

Aufnahme von Darlehen sowie die geplante Gewährung von Bürgschaften und Garan-

tien durch die Gesellschaft darzustellen. Die Geschäftsführung legt den Wirtschaftsplan 

so rechtzeitig vor, dass ihn die Gesellschafterversammlung vor Beginn des Wirtschafts-

jahres beschließen kann.  

 

§ 16 

Jahresabschluss, Lagebericht und Prüfung 

(1) Der Jahresabschluss und der Lagebericht sind innerhalb von drei Monaten nach Ab-

lauf des Geschäftsjahres in entsprechender Anwendung der Vorschriften des Dritten 

Buchs des Handelsgesetzbuchs für große Kapitalgesellschaften mit Ausnahme des 

Nachhaltigkeitsberichtes gemäß § 289b HGB, aufzustellen und dem bzw. der Ab-

schlussprüfer*in vorzulegen, sofern nicht anderslautende gesetzliche Vorschriften 

gelten. 

(2) Die für die Tätigkeit im Geschäftsjahr gewährten Gesamtbezüge der Gesellschaft im 

Sinne des § 285 Nummer 9 des Handelsgesetzbuches (HGB) der Mitglieder der Ge-

schäftsführung, des Aufsichtsrates oder anderer Organe der Gesellschaft mit Aus-

nahme der Gesellschafterversammlung sind nach Maßgabe des § 102 der Gemein-

deordnung zu veröffentlichen, ferner unter Namensnennung die Bezüge jedes einzel-

nen Mitglieds dieser Personengruppen unter Aufgliederung nach Komponenten im 

Sinne des § 285 Nummer 9 Buchstabe a HGB; die individualisierte Ausweisungs-

pflicht gilt auch für: 

1. Leistungen, die den genannten Mitgliedern für den Fall einer vorzeitigen Be-

endigung ihrer Tätigkeit zugesagt worden sind, und für deren Voraussetzun-

gen, 

2. Leistungen, die den genannten Mitgliedern für den Fall der regulären Beendi-

gung ihrer Tätigkeit zugesagt worden sind, mit ihrem Barwert sowie den von 

der Gesellschaft während des Geschäftsjahres hierfür aufgewandten oder zu-

rückgestellten Betrag unter Angabe der vertraglich festgelegten Altersgrenze, 

3. während des Geschäftsjahres vereinbarte Änderungen dieser Zusagen und 

4. Leistungen, die einem früheren Mitglied, das seine Tätigkeit im Laufe des Ge-

schäftsjahres beendet hat, in diesem Zusammenhang zugesagt und im Laufe 

des Geschäftsjahres gewährt worden sind.i 
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(3) Die Abschlussprüfung hat sich auch auf die in § 53 Abs. 1 Nr. 1 und 2 des Haushalts-

grundsätzegesetzes (HGrG) genannten Prüfungsgegenstände zu erstrecken. 

(4) Das Rechnungsprüfungsamt der Landeshauptstadt Kiel und die für die überörtliche 

Prüfung zuständige Prüfungsbehörde haben die in § 54 HGrG bezeichneten Befug-

nisse. 

 

§ 17 

Schlussbestimmungen 

(1) Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrags ganz oder teilweise unwirksam sein, 

so wird hierdurch die Gültigkeit des Vertrags im Übrigen nicht berührt. Anstelle der 

unwirksamen Bestimmung soll eine angemessene Regelung gelten, die dem am 

nächsten kommt, was die Gesellschafter gewollt hätten, wenn sie bei Vertragsschluss 

den Punkt beachtet hätten, sofern dies rechtlich möglich ist. 

(2) Die Kosten für den Gründungsaufwand trägt die Gesellschaft.  

 

 

Kiel, XX.XX.202X 
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